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hat der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 26. März 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Berlit, 
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Fleuß und  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Rudolph 
 
 
beschlossen: 
 
 

1. Der Beschluss des Senats vom 19. September 2017 
(1 VR 8.17) wird wie folgt geändert: 
 

"Der Antrag, die aufschiebende Wirkung der 
Klage des Antragstellers gegen die Abschie-
bungsanordnung des Antragsgegners vom 
1. August 2017 anzuordnen, wird abgelehnt." 

 
2. Der Antrag des Antragstellers auf Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung, die dem Antragsgegner eine Abschie-
bung nach Tunesien auf der Grundlage der Verbalnote 
des Tunesischen Justizministeriums vom 21. Dezember 
2017 untersagt, wird abgelehnt.  
 
3. Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens.  
 
4. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5 000 € fest-
gesetzt. 

 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Antragsteller, ein 1980 geborener tunesischer Staatsangehöriger, begehrt 

im Wege des Erlasses einer einstweiligen Anordnung Abschiebungsschutz.  

 

Er reiste erstmals 2003 zu Studienzwecken in das Bundesgebiet ein. Bevor er 

2008 ohne Abschluss exmatrikuliert wurde, heiratete er 2005 eine deutsche 

Staatsangehörige. Die Ehe wurde 2009 geschieden, nachdem ihn seine Ehe-

frau mehrfach wegen häuslicher Gewalt angezeigt hatte. 2010 wurde dem An-

tragsteller eine Niederlassungserlaubnis erteilt. Im April 2013 wurde er von 

Amts wegen nach unbekannt abgemeldet. Im Februar 2015 wurde der Antrag-

steller beim illegalen Grenzübertritt in Griechenland angetroffen. Im Juli 2015 
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wurde er unter dem Namen K. Nk. als angeblich syrischer Flüchtling in Ungarn 

registriert. Am 13. August 2015 reiste er unter dem Namen K. Vd. als Flüchtling 

von Frankreich kommend in die Bundesrepublik Deutschland ein. Am 15. Au-

gust 2016 wurde er mit auf den Namen K. Fk. ausgestellten Dokumenten in 

Frankfurt am Main aufgrund eines Auslieferungsersuchens der tunesischen 

Strafverfolgungsbehörde festgenommen. Ihm wurde vorgeworfen, in Tunesien 

an der Planung und Umsetzung von terroristischen Anschlägen, so an dem An-

schlag auf das Bardo-Museum in Tunis am 18. März 2015 und an einem Angriff 

auf die tunesische Stadt Ben Guerdane, beteiligt gewesen zu sein. Am 4. No-

vember 2016 wurde er aus der Auslieferungshaft entlassen, da die tunesischen 

Behörden die dem deutsch-tunesischen Auslieferungsvertrag entsprechenden 

Unterlagen nicht fristgerecht übersandt hatten. Nach zwischenzeitlichen Ermitt-

lungen der deutschen Sicherheitsbehörden wurde der Antragsteller am 1. Feb-

ruar 2017 im Rahmen einer Antiterror-Razzia unter anderem wegen des Ver-

dachts der Unterstützung einer terroristischen Vereinigung im Ausland in Unter-

suchungshaft genommen. Mit Bescheid vom 9. März 2017 wies ihn die Stadt 

Frankfurt am Main gestützt auf § 53 Abs. 1, § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG aus der 

Bundesrepublik Deutschland aus und drohte ihm die Abschiebung nach Tune-

sien an. Einen hiergegen gerichteten Antrag auf Gewährung einstweiligen 

Rechtsschutzes lehnte das Verwaltungsgericht Frankfurt am Main ab. Die ge-

gen diesen Beschluss erhobene Beschwerde wurde als unzulässig verworfen. 

Zeitgleich mit dem Eilrechtsschutzantrag gegen die Ausweisungsverfügung 

stellte der Antragsteller, als er sich bereits zur Abschiebung am Flughafen be-

fand, einen Asylantrag. Mit Bescheid vom 24. März 2017 lehnte das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge den Antrag als offensichtlich unbegründet ab. Den 

hiergegen gerichteten Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz lehnte das Verwal-

tungsgericht Frankfurt am Main mit Beschluss vom 5. April 2017 mit der Maß-

gabe ab, dass die tunesische Regierung näher benannte Zusicherungen abgibt. 

In einer Verbalnote vom 11. Juli 2017 versicherte das Ministerium für Auswärti-

ge Angelegenheiten der Tunesischen Republik unter anderem, dass sich die 

tunesischen Behörden im Rahmen ihrer Verbundenheit mit den demokratischen 

Werten zur Wahrung der in der neuen tunesischen Verfassung festgeschriebe-

nen Menschenrechte und Grundfreiheiten verpflichten, und betonte, dass Tune-

sien ungeachtet der in Strafgesetzen angeordneten Todesstrafe diese auf der 
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Grundlage eines Moratoriums nicht vollstrecke. Auf einen weiteren Antrag auf 

Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes hin hat das Verwaltungsgericht 

Frankfurt am Main dem Antragsgegner die Abschiebung auf der Basis der Ver-

balnote vom 11. Juli 2017 untersagt.  

 

Mit Verfügung vom 1. August 2017 ordnete das Hessische Ministerium des In-

nern und für Sport auf der Grundlage des § 58a AufenthG die Abschiebung des 

Antragstellers nach Tunesien wegen dessen terroristischer Aktivitäten zuguns-

ten des "Islamischen Staates" (IS) an. Mit Beschluss vom 19. September 2017 

- 1 VR 8.17 - hat der erkennende Senat einen hiergegen gerichteten Antrag auf 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage abgelehnt. Er ist auf der 

Grundlage einer Vielzahl von Erkenntnismitteln davon ausgegangen, dass ein 

beachtliches Risiko besteht, dass der Antragsteller einen Terroranschlag in 

Deutschland begeht (vgl. Beschluss vom 19. September 2017 Rn. 22-38). Die 

Ablehnung des Rechtsschutzantrags erfolgte mit der Maßgabe, dass zusätzlich 

zu der Verbalnote vom 11. Juli 2017 eine tunesische Regierungsstelle zusi-

chert, dass im Falle der Verhängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe die 

Möglichkeit einer Überprüfung der Strafe mit der Aussicht auf Umwandlung 

oder Herabsetzung der Haftdauer gewährt wird. Nach Eingang einer Zusiche-

rung des Generalstaatsanwalts (Leiter der Strafverfolgungsbehörden) beim tu-

nesischen Justizministerium vom 21. Dezember 2017 soll der Antragsteller 

nunmehr nach Tunesien abgeschoben werden.  

 

Hiergegen wendet sich der Antragsteller mit seinem neuerlichen Antrag auf Er-

lass einer einstweiligen Anordnung vom 3. Januar 2018 mit der Begründung, 

die Zusicherung vom 21. Dezember 2017 genüge nicht den von dem Bundes-

verwaltungsgericht in seinem Beschluss vom 19. September 2017 aufgestellten 

Anforderungen. Der Senat hat mit Verfügungen vom 25. Januar 2018, 12. Feb-

ruar 2018 und 14. März 2018 ergänzende Auskünfte des Auswärtigen Amtes 

eingeholt. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte 

und insbesondere die Schriftsätze der Prozessbevollmächtigten des Antragstel-

lers vom 3., 16., 23. und 25. Januar 2018, 11. und 16. Februar 2018, 14. und 

26. März 2018 (nebst Anlagen) verwiesen. 
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II 

 

Der Senat nimmt den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung mit dem 

Ziel, dem Antragsgegner eine Abschiebung des Antragstellers nach Tunesien 

zu untersagen, mit Blick auf die in diesem Verfahren (über den Vertreter des 

Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsgericht) abgegebene Stellungnah-

me des Bundesministeriums des Innern vom 12. Januar 2018 (Bl. 57 ff. der Ge-

richtsakte) und die Auskünfte des Auswärtigen Amtes vom 7. Februar 2018 

(Bl. 225 ff. der Gerichtsakte), vom 7. März 2018 (Bl. 409 ff. der Gerichtsakte) 

sowie vom 20. März 2018 (Bl. 556 ff. der Gerichtsakte) zum Anlass, nach § 80 

Abs. 7 VwGO seinen Beschluss vom 19. September 2017 zu ändern und von 

einer Maßgabe abzusehen (1.). Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen An-

ordnung ist abzulehnen, weil es auf das Vorliegen einer förmlichen Zusiche-

rung, die der aufgehobenen Maßgabe entspricht, nicht mehr ankommt und sich 

der Antragsteller auch in der Sache nicht auf ein Abschiebungsverbot berufen 

kann (2.). 

 
1. Gemäß § 80 Abs. 7 Satz 1 VwGO kann das Gericht der Hauptsache Be-

schlüsse über Anträge nach § 80 Abs. 5 VwGO jederzeit ändern oder aufheben. 

Gegenstand dieses Abänderungsverfahrens ist die Prüfung, ob eine zuvor im 

Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO getroffene gerichtliche Entscheidung über 

die Bestätigung oder Aussetzung der sofortigen Vollziehbarkeit eines Verwal-

tungsakts ganz oder teilweise geändert oder aufgehoben werden soll. Dabei 

geht es nicht um die ursprüngliche Richtigkeit der im vorangegangenen Verfah-

ren getroffenen Entscheidung, sondern um den Fortbestand der im Ausset-

zungsverfahren getroffenen Eilentscheidung. Prüfungsmaßstab ist allein, ob 

nach der jetzigen Sach- und Rechtslage die aufschiebende Wirkung geboten ist 

(BVerwG, Beschluss vom 12. Juli 2016 - 4 VR 13.16 - BauR 2016, 1770 Rn. 6 

m.w.N.). Es ist grundsätzlich nur über die Aufrechterhaltung des verfügenden 

Teils der ursprünglichen Aussetzungsentscheidung zu befinden 

(Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 80 Rn. 190 f.). Während § 80 Abs. 7 

Satz 2 VwGO die besonderen Voraussetzungen für die Statthaftigkeit eines Ab-

änderungsantrags eines Beteiligten bestimmt, regelt § 80 Abs. 7 Satz 1 VwGO 
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die Aufhebungs- und Änderungskompetenz von Amts wegen. Die Abänderung 

von Amts wegen steht im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts der Hauptsa-

che, das nach den gleichen Grundsätzen auszuüben ist, wie sie für das Verfah-

ren bezüglich der Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-

kung nach § 80 Abs. 5 VwGO maßgebend sind. Gemessen hieran war der Se-

nat zur Abänderung seines Beschlusses vom 19. September 2017 befugt. 

 

Der Senat ist auf der Grundlage der eingeholten Auskünfte und Erklärungen 

tunesischer Stellen nunmehr davon überzeugt, dass dem Vollzug der Abschie-

bungsanordnung keine zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbote entgegen-

stehen. Auf die Zusicherung der Möglichkeit einer Überprüfung einer (etwaigen) 

lebenslangen Freiheitsstrafe mit der Aussicht auf Umwandlung und Herabset-

zung der Haftdauer kann daher verzichtet werden. Diese Auskünfte und Erklä-

rungen sind im Rahmen der Prüfung, ob an dem Erfordernis einer förmlichen 

Zusicherung in dem Beschluss vom 19. September 2017 festzuhalten ist, unab-

hängig davon zu berücksichtigen, ob sie den Anforderungen an die in jenem 

Beschluss geforderte Zusicherung entsprechen; entscheidend ist, ob sich der 

Antragsteller auf ein zielstaatsbezogenes Abschiebungsverbot berufen kann, 

weil ihm in Tunesien eine gegen Art. 3 der Konvention zum Schutz der Men-

schenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) verstoßende Behandlung droht. Dies 

ist nicht der Fall, so dass auch die Maßgabe in dem Beschluss vom 19. Sep-

tember 2017 aufzuheben ist. Der Antragsteller ist auf diese Möglichkeit hinge-

wiesen worden. 

 

a) Der Senat sieht allerdings weiterhin eine beachtliche Wahrscheinlichkeit 

("real risk"), dass dem Antragsteller die Verhängung der Todesstrafe, die Ver-

hängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe oder die Verhängung einer zeitigen 

Freiheitsstrafe droht. 

 

aa) Nach der Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 und dem die-

ser beigefügten Schreiben des tunesischen Justizministeriums vom 1. März 

2018 werden dem Antragsteller folgende Taten zur Last gelegt: 
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(1) Dem Fahndungsersuchen der tunesischen Strafverfolgungsbehörden vom 

11. Juli 2016 liegt der Haftbefehl Nr. 1240/36 vom 3. Juni 2016 zugrunde. Dem 

Ersuchen zufolge soll der Antragsteller Planer und Organisator des Anschlags 

auf das Bardo-Museum und des Versuchs, die Stadt Ben Guerdane zu erobern, 

gewesen sein. Hierfür sieht das Gesetz Nr. 25 aus dem Jahr 2015 eine Frei-

heitsstrafe von maximal 20 Jahren vor (vgl. Ziffer 1 des Schreibens des tunesi-

schen Justizministeriums vom 1. März 2018). 

 

Mit Entscheidung vom 21. Juni 2017 hat der tunesische Ermittlungsrichter die 

diesbezüglichen Ermittlungen abgeschlossen, die begangenen Handlungen als 

Verbrechen bewertet und die Sache an die Anklagekammer überwiesen. Nach 

dieser Entscheidung kann gemäß Art. 72 des tunesischen Strafgesetzbuchs 

(CP) die Todesstrafe verhängt werden, die jedoch aufgrund eines Moratoriums 

nicht angewendet wird (vgl. Ziffer 3 des Schreibens des tunesischen Justizmi-

nisteriums vom 1. März 2018). 

 

(2) Dem Auslieferungs- und Festnahmeersuchen von 2016, dem der internatio-

nale Haftbefehl vom 5. September 2016 - Az: 36/1240 - zugrunde liegt, ist eine 

Anklageschrift des stellvertretenden Staatsanwalts bei der Juristischen Abtei-

lung für Terrorismusbekämpfung beim erstinstanzlichen Gericht in Tunis beige-

fügt, wonach dem Antragsteller unter anderem Tötungsdelikte, gemeingefährli-

che Delikte, Gewaltdelikte, illegaler Bombenbau, Mitgliedschaft in einer terroris-

tischen Vereinigung und Planung von Terrorakten vorgeworfen werden. Das 

Auslieferungsersuchen war ursprünglich darauf gestützt, dass der Antragsteller 

im Jahr 2013 Tunesien in Richtung Syrien verlassen und sich dort dem IS-

Terrornetzwerk angeschlossen habe. Zudem habe er den Messenger-Dienst 

Telegram genutzt, um Sympathisanten des Terrornetzwerks "IS" anzuwerben 

und potentielle terroristische IS-Anhänger nach Syrien zu schleusen. Die Tat-

vorwürfe wurden später dahingehend ergänzt, der Antragsteller habe einem 

verdeckten Ermittler ("W.") den Plan anvertraut, einen Sprengstoffanschlag auf 

eine Kaserne in El-Gorjani oder auf einen Stützpunkt der tunesischen National-

garde in El-Aouina zu verüben, und sich gegenüber dem verdeckten Ermittler 

bereit erklärt, einen Bombenexperten zu beherbergen sowie Mord- und Bom-

benanschläge in Tunis zu verüben. Die Strafbarkeit ergebe sich aus dem Anti-
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terrorismusgesetz vom 7. August 2015 (LAT), dem tunesischen Strafgesetz-

buch sowie dem Waffengesetz. Wegen dieser Delikte drohe eine Freiheitsstrafe 

von bis zu 30 Jahren (vgl. Ziffer 2 des Schreibens des tunesischen Justizminis-

teriums vom 1. März 2018). 

 

(3) Dem Fahndungsersuchen vom 25. Januar 2018 zufolge, dem der Haftbefehl 

vom 3. November 2017 - Az: 2379/12 - zugrunde liegt, soll der Antragsteller 

unter anderem im Jahr 2015 Personen dabei behilflich gewesen sein, nach Sy-

rien zu reisen, um sich der Terrororganisation "Islamischer Staat" anzuschlie-

ßen. Dem Antragsteller werden in diesem Zusammenhang insbesondere Aufruf 

zur Begehung terroristischer Straftaten und Zugehörigkeit zu einer Terrororga-

nisation, Störung der öffentlichen Ordnung, des Friedens oder der internationa-

len Sicherheit in Tunesien oder im Ausland und Verwendung des Terrorismus 

als Mittel zur Erreichung seiner Ziele zur Last gelegt. Rechtliche Grundlage sind 

Art. 32 CP und verschiedene Bestimmungen des Antiterrorismusgesetzes. We-

gen dieser Taten drohe eine "lebenslange Freiheitsstrafe von maximal 20 Jah-

ren" (vgl. Ziffer 4 des Schreibens des tunesischen Justizministeriums vom 

1. März 2018). 

 

(4) Ferner ergibt sich aus einer Auskunft der Justizkommission zu Tunis vom 

23. August 2016, dass gegen den Antragsteller vier Haftbefehle vorliegen, wo-

nach er unter anderem im Fokus von Ermittlungen der Anti-Terror-Einheit der 

Polizei und der regionalen Abteilung für Terrorismusbekämpfung stand. Die be-

treffenden Straftaten ermöglichten die Verhängung einer Freiheitsstrafe von 

höchstens zwölf Jahren (vgl. Ziffer 5 des Schreibens des tunesischen Justizmi-

nisteriums vom 1. März 2018). 

 

bb) Unter Würdigung der unter aa) (1) bis (4) näher bezeichneten Strafverfol-

gungsmaßnahmen sieht der Senat weiterhin eine beachtliche Wahrscheinlich-

keit ("real risk"), dass gegen den Antragsteller die Todesstrafe oder eine le-

benslange Freiheitsstrafe verhängt wird. Der Antragsteller weist zu Recht da-

rauf hin, dass die in Ziffer 2. d) des Schreibens des tunesischen Justizministeri-

ums vom 1. März 2018 genannten Art. 90 und 91 LAT Verjährungsvorschriften 

betreffen und nicht den Strafrahmen bezeichnen und daher die angegebene 
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Strafandrohung (Freiheitsstrafe bis zu 30 Jahren) nicht zutreffen kann. Da die 

dem Antragsteller unter Ziffer 2. c) des aufgeführten Schreibens zur Last geleg-

ten Taten unter anderem auch Tötungsdelikte und Gewaltdelikte umfassen, ist 

nicht mit hinreichender Sicherheit auszuschließen, dass ihm insoweit die To-

desstrafe oder eine lebenslange Freiheitsstrafe droht. Denn Art. 14 LAT sieht 

bereits bei dem Versuch der Tötung eines Menschen die Todesstrafe und bei 

Gewalttätigkeiten eine lebenslange Freiheitsstrafe vor (vgl. Anlage 4 der Aus-

kunft des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 sowie Ziffer 3 des Schreibens 

des tunesischen Justizministeriums vom 1. März 2018). Vor dem Hintergrund 

des in Tunesien praktizierten Moratoriums (vgl. Lagebericht des Auswärtigen 

Amtes vom 16. Januar 2017 S. 17) mündet auch eine verhängte Todesstrafe 

aufgrund der Umwandlung anlässlich einer Begnadigung in eine lebenslange 

(oder zeitige) Freiheitsstrafe ein (vgl. dazu unten b)). 

 

b) Die drohende Verhängung der Todesstrafe begründet im Fall des Antrag-

stellers kein zielstaatsbezogenes Abschiebungsverbot. Dem Antragsteller droht 

weder die Vollstreckung der Todesstrafe (aa) noch die faktische lebenslange 

Inhaftierung ohne Überprüfungsmöglichkeit infolge der Nichtvollstreckung der 

Todesstrafe (bb). 

 

aa) Es steht nicht zu befürchten, dass eine gegen den Antragsteller etwaig ver-

hängte Todesstrafe vollstreckt würde. Dies steht zur Überzeugung des Senats 

aufgrund des in Tunesien seit Jahren bestehenden Moratoriums und der Aus-

führungen in der Verbalnote des tunesischen Außenministeriums vom 11. Juli 

2017 fest (vgl. Beschluss vom 19. September 2017 - 1 VR 8.17 - Rn. 48 ff.; sie-

he auch die Auskünfte des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 <Bl. 410 der 

Gerichtsakte> und vom 20. März 2018 <Bl. 556 der Gerichtsakte>). 
 

bb) Ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK 

liegt auch insoweit nicht vor, als dem Antragsteller die Möglichkeit eröffnet ist, 

die nicht vollstreckte Todesstrafe, die faktisch wie eine lebenslange Freiheits-

strafe wirkt, mit der Aussicht auf Entlassung überprüfen zu lassen.  
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Nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte verbietet die Europäische Menschenrechtskonvention grundsätzlich 

nicht, einen erwachsenen Straftäter zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe zu 

verurteilen. Ebenso wenig verstößt es gegen die Konvention, wenn ein zu le-

benslanger Freiheitsstrafe Verurteilter seine Strafe bis zu seinem Lebensende 

verbüßen muss. Gegen Art. 3 EMRK kann indes eine de jure und de facto nicht 

reduzierbare lebenslange Freiheitsstrafe verstoßen (EGMR <GK>, Urteil vom 

12. Februar 2008 - Nr. 21906/04, Kafkaris/Zypern - Rn. 97). Reduzierbar in die-

sem Sinne ist eine lebenslange Freiheitsstrafe dann, wenn sie überprüft werden 

kann und eine Aussicht auf Entlassung für den Gefangenen besteht (EGMR 

<GK>, Urteil vom 9. Juli 2013 - Nr. 66069/09, 130/10 und 3896/10, Vinter 

u.a./U.K. - Rn. 110 ff.). Wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 

des Weiteren festgestellt hat, kann ein Gefangener nur in Haft gehalten werden, 

solange es legitime Strafgründe für die Inhaftierung gibt, die Bestrafung, Ab-

schreckung, Schutz der Öffentlichkeit und Resozialisierung einschließen 

(EGMR <GK>, Urteile vom 26. April 2016 - Nr. 10511/10, Murray/Niederlande - 

Rn. 100 und vom 17. Januar 2017 - Nr. 57592/08, Hutchinson/U.K. - Rn. 42). 

Die Überprüfung, die erforderlich ist, damit eine lebenslange Freiheitsstrafe re-

duzierbar ist, soll den innerstaatlichen Behörden erlauben zu erwägen, ob eine 

Änderung des Gefangenen und ein Fortschritt in Richtung seiner Resozialisie-

rung von solcher Bedeutung sind, dass die weitere Inhaftierung nicht länger 

durch legitime Strafgründe gerechtfertigt ist (EGMR, Urteil vom 4. September 

2014 - Nr. 140/10, Trabelsi/Belgien - Rn. 115; EGMR <GK>, Urteil vom 26. April 

2016 - Nr. 10511/10, Murray/Niederlande - Rn. 100). Außerdem haben zu le-

benslanger Freiheitsstrafe Verurteilte ein Recht darauf, schon bei Strafantritt zu 

wissen, was sie tun müssen, um für eine Entlassung in Betracht gezogen zu 

werden, und unter welchen Voraussetzungen dies der Fall ist (EGMR, Urteile 

vom 20. Mai 2014 - Nr. 73593/10, László Magyar/Ungarn - Rn. 53 und vom 

4. September 2014 - Nr. 140/10, Trabelsi/Belgien - Rn. 115; EGMR <GK>, Ur-

teil vom 17. Januar 2017 - Nr. 57592/08, Hutchinson/U.K. - Rn. 44). Es bedarf 

mithin objektiver und vorher bestimmter Kriterien, unter welchen Voraussetzun-

gen eine Aussetzung der lebenslangen Freiheitsstrafe in Betracht kommt.  
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Der Senat kann es dahinstehen lassen, ob es im Falle der (isolierten) Verhän-

gung einer Todesstrafe rechtlich geboten ist, diese (nicht vollstreckte) Todes-

strafe wie eine lebenslange Freiheitsstrafe zu behandeln, und daher die eben 

dargestellten Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 

anzuwenden sind. Der Gerichtshof hat sich bisher zu dieser Frage nicht aus-

drücklich geäußert. In der Rechtssache Kaboulov/Ukraine (Urteil vom 

19. November 2009 - Nr. 41015/04 - Rn. 99 ff.) hat er seine rechtliche Prüfung 

bei einer aufgrund eines Moratoriums nicht vollstreckten Todesstrafe indes nicht 

auch darauf erstreckt, ob die (faktisch) als lebenslange Freiheitsstrafe anzuse-

hende Strafe konventionskonform ist. Selbst wenn man die nicht vollstreckte 

Todesstrafe wie eine lebenslange Freiheitsstrafe behandeln würde und wie bei 

einer solchen die Möglichkeit der Überprüfung der Strafe und Aussicht auf Ent-

lassung voraussetzen müsste, stünde dies hier der Abschiebung nicht entge-

gen. Der Antragsteller hat nämlich auch für den Fall der Verhängung der To-

desstrafe im Ergebnis eine hinreichende, dem in der Rechtsprechung des Ge-

richtshofs zu Art. 3 EMRK angestrebten Schutzniveaus genügende Gewähr, 

dass er eine Überprüfung seiner Strafe bewirken kann. 

 

Dies folgt aus dem in den Art. 353 und 354 der tunesischen Strafprozessord-

nung (CPP) verankerten Recht auf eine Aussetzung des Strafrestes zur Bewäh-

rung in Kombination mit dem in den Art. 371 und 372 CPP statuierten Begnadi-

gungsrecht des Staatspräsidenten.  

 

Der Senat verkennt nicht, dass - im Falle einer verhängten Todesstrafe - sich 

eine hinreichende Überprüfungsmöglichkeit nicht allein aus den Art. 353 und 

354 CPP ergibt. Diese Bestimmungen haben folgenden Wortlaut: 

 

Art. 353 
Jedem, der zu einer oder mehreren Freiheitsstrafen verur-
teilt worden ist und durch sein Verhalten in der Haft seine 
Änderung unter Beweis gestellt hat oder dessen Entlas-
sung als im Interesse der Gemeinschaft beurteilt wurde, 
kann die Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung ein-
geräumt werden. 
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Art. 354  
Die Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung kann nur 
verurteilten Personen gewährt werden, die bereits einen 
Bruchteil der Strafe oder die Gesamtstrafe verbüßt haben, 
gleich oder größer als 
1) nach Verbüßung der Hälfte der Strafdauer für die Erst-
verurteilten. Die Dauer der von der verurteilten Person 
verbüßten Strafe darf jedoch nicht weniger als drei Monate 
betragen; 
2) nach Verbüßung von zwei Dritteln der Strafdauer für 
verurteilte Personen mit Vorstrafen. Die Dauer der von der 
verurteilten Person verbüßten Strafe darf jedoch nicht we-
niger als sechs Monate betragen. 
"Die Bewährungszeit beträgt fünfzehn Jahre für diejeni-
gen, die zu lebenslanger Haft verurteilt werden." 
 
(Geändert durch Artikel 3 des Gesetzes Nr. 89-23 vom 
27. Februar 1989). 

 

Nach diesen Bestimmungen kann ein in Tunesien zu einer Freiheitsstrafe Ver-

urteilter (auf entsprechenden Antrag des Häftlings oder seines Bevollmächtigten 

hin) auf Bewährung freigelassen werden, wenn dieser durch sein Verhalten in 

der Haft seine Änderung unter Beweis gestellt hat ("gute Führung") oder die 

Entlassung im Interesse des Gemeinwohls liegt.  

 

Sie genügen den Anforderungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte an die Überprüfbarkeit einer lebenslangen Freiheitsstrafe. Es bestehen 

objektive und vorher bestimmte Kriterien, die der Betroffene bereits bei Verhän-

gung der Freiheitsstrafe kennt. Diese Kriterien knüpfen unter anderem auch an 

eine erfolgte Resozialisierung an. Die Art. 353, 354 CPP gelten gemäß Art. 4 

LAT auch für Personen, die auf der Grundlage des Antiterrorismusgesetzes 

vom 7. August 2015 verurteilt wurden (Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 

7. Februar 2018 S. 2 f.< Bl. 225 ff. der Gerichtsakte> und Schreiben des tunesi-

schen Justizministeriums vom 1. März 2018, Anlage 1 der Auskunft des Aus-

wärtigen Amtes vom 7. März 2018 <Bl. 318 ff. der Gerichtsakte>). Das Auswär-

tige Amt hat zudem mitgeteilt, dass von dieser Möglichkeit der Strafrestausset-

zung in der Praxis auch Gebrauch gemacht wird. Damit besteht auch de facto 

für nach dem Antiterrorismusgesetz vom 7. August 2015 verurteilte Personen 

die Möglichkeit, einen Antrag auf Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung zu 

stellen und die Freiheit wiederzuerlangen.  
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Ausweislich des Wortlauts der Art. 353 und 354 CPP und der Auskunft des 

Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 (S. 2) finden diese Vorschriften jedoch 

nur auf Personen Anwendung, die zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden 

sind. Im Falle einer verhängten Todesstrafe - wie sie für den Antragsteller im 

Raum steht - sind diese Normen nicht unmittelbar anwendbar. Die Strafausset-

zungsvorschriften kommen dem Antragsteller aber nach der Überzeugung des 

Senats in der Sache deshalb zugute, weil Todesstrafen im Wege der Begnadi-

gung (Art. 371 f. CPP) früher oder später in lebenslange Freiheitsstrafen um-

gewandelt werden (Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 S. 2). 

Die Todesstrafe wird durch einen formellen Gnadenakt, der durch den Präsi-

denten der Republik Tunesien ausgeübt wird, in eine lebenslange Freiheitsstra-

fe umgewandelt. Dies gilt nach der Auskunftslage für jede verhängte Todesstra-

fe. Jedes Todesurteil wird zwingend und automatisch dem tunesischen Justiz-

ministerium übermittelt, das nach Anhörung der Gnadenkommission dem 

Staatspräsidenten einen Bericht zur Ausübung seines Gnadenrechts zuleitet. 

Durch den Gnadenakt wird die Todesstrafe in eine lebenslange Freiheitsstrafe 

umgewandelt (vgl. Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 20. März 2018, 

Bl. 556 f. Gerichtsakte). Nach der Umwandlung der Todesstrafe in eine lebens-

lange Freiheitsstrafe finden die Art. 353 und 354 CPP Anwendung und eröffnen 

die bereits für ausreichend befundene Überprüfungsmöglichkeit. 

 

Art. 372 CPP räumt dem tunesischen Staatspräsidenten auf der Grundlage des 

Berichts des Staatssekretärs für Justiz nach Anhörung der Gnadenkommission 

das Recht zur Begnadigung ein. Dieses Recht bezieht sich nach Art. 371 CPP 

sowohl auf die Umwandlung einer Todesstrafe in eine lebenslange Freiheits-

strafe als auch auf die Aussetzung der Reststrafe zur Bewährung. Für die Aus-

setzung der Reststrafe zur Bewährung besteht das Begnadigungsrecht neben 

und ergänzend zu den Vorschriften der Art. 353 und 354 CPP.  

 

Nach der Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. Februar 2018 (S. 4), die sich 

auf Erkenntnisse der Deutschen Stiftung für Internationale rechtliche Zusam-

menarbeit stützt, wurden im Zeitraum von September 2014 bis Juli 2015 im 
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Wege der Begnadigung in folgendem Umfang die Reststrafe von Gefangenen 

zur Bewährung ausgesetzt: 

 

Zeitraum  Anträge Abgelehnte  Genehmigte 
    gestellt Anträge  Anträge 

 

16.09. - 
30.10.2014  20   8  12 

Nov. 2014  19   16  3 

Dez. 2014  9   7  2 

Jan. 2015  14   4  10 

Feb. 2015  21   10  11 

März 2015  3   3  0 

April 2015  26   8  18 

Mai 2015  29   3  23 

Juni 2015  31   8  23 

Juli 2015  15   5  10 

 

Zudem wurden nach Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. Februar 2018 

(S. 4), die sich auf eine offizielle Mitteilung des tunesischen Justizministeriums 

stützt, in jüngerer Zeit folgende Fälle präsidentieller Begnadigungen bekannt: 

 

 13.01.2017:  3 706 Gefangene 

 20.03.2017:  1 433 Gefangene 

 14.01.2018:  1 389 Gefangene 

 

Die letztgenannte Zahl wird durch Presseberichte bestätigt, wonach Präsident 

Beji Caid Essebsi am 14. Januar 2018 bei 1 389 Häftlingen per Gnadenerlass 

die Haftstrafen reduzierte beziehungsweise bei 459 Personen einen vollständi-

gen Straferlass unterzeichnete (https://www.maghreb-

post.de/gesellschaft/tunsien-feierlichkeiten-in-erinnerung-an-jasmine-

revolution/). 

 

Des Weiteren bezieht sich die Begnadigungspraxis auch auf die Umwandlung 

von Todesstrafen in lebenslange Freiheitsstrafen. Aus der Auskunft des Aus-
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wärtigen Amtes vom 7. März 2018 (S. 2) geht hervor, dass als Folge des Mora-

toriums Begnadigungen auch bei Verurteilungen zum Tode nicht nur möglich 

sind, sondern der "gängigen Rechtspraxis" entsprechen, und zwar auch im Fal-

le von aufgrund terroristischer Delikte verurteilten Straftätern (Auskunft des 

Auswärtigen Amtes vom 7. Februar 2018 S. 3). Nach den Erläuterungen des 

"Chef du Cabinet" des tunesischen Justizministers besteht in Tunesien Kon-

sens darüber, dass in der Praxis Todesurteile durch Gnadenentscheidungen 

des Staatspräsidenten als lebenslange oder gar zeitige Freiheitsstrafen behan-

delt werden (Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018 S. 2).  

 

Das tunesische Justizministerium hat in seinem Schreiben vom 1. März 2018 

(S. 1, Anlage 1 der Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. März 2018) über 

Gespräche unter anderem mit Vertretern des deutschen Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbraucherschutz ausgeführt, dass im Jahr 2012 insgesamt 

122 Todesurteile in lebenslange Freiheitsstrafen umgewandelt worden sind. 

Unter den Begünstigten befanden sich auch wegen terroristischer Straftaten 

Verurteilte. Wie dargelegt finden auf diesen Personenkreis sowohl die Vorschrif-

ten über die vorzeitige Haftentlassung nach den Art. 353 f. CPP Anwendung als 

auch die vorzeitige Haftentlassung im Wege der Begnadigung gemäß Art. 371 f. 

CPP. An der Richtigkeit der diesbezüglichen Auskunft des Auswärtigen Amtes 

hegt der Senat keine Zweifel. Der Antragsteller macht insoweit unter Vorlage 

eines Ausschnitts aus der Zeitschrift "Leaders" vom 10. Mai 2013 (vgl. Anlage 

A 13 des Schriftsatzes des Antragstellers vom 11. Februar 2018 <Bl. 256 und 

262 Gerichtsakte>) zwar geltend, dass die meisten der 122 begnadigten Perso-

nen nicht wegen terroristischer Straftaten, sondern in Verschwörungsfällen ge-

gen die Staatssicherheit zum Tode verurteilt worden seien. Dies vermag nach 

Überzeugung des Senats die Auskunft des Auswärtigen Amtes aber nicht zu 

entkräften. Denn die in Art. 14 ff. LAT aufgeführten terroristischen Straftaten 

umfassen auch Delikte gegen die innere und äußere Staatssicherheit. (z.B. 

Verursachung von Schäden am Sitz einer diplomatischen, konsularischen oder 

internationalen Organisation; Schädigung lebenswichtiger Ressourcen, Infra-

struktur, Verkehrs- und Kommunikationseinrichtungen, vgl. Art. 14 LAT).  
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Dass bislang keine Begnadigungen von Häftlingen erfolgt sind, die wegen Ver-

brechen im Zusammenhang mit Terrorismus nach dem neuen Antiterrorismus-

gesetz zum Tode verurteilt wurden, steht der Annahme einer künftigen Anwen-

dung der generellen Rechtspraxis der Begnadigung mit der Folge der Umwand-

lung von Todesstrafen in lebenslange Freiheitsstrafen auch in Bezug auf diesen 

Personenkreis nicht entgegen. Dies ist nach Auffassung des Senats darauf zu-

rückzuführen, dass die entsprechenden Verurteilungen neueren Datums sind 

und es für Begnadigungen nur wenige Jahre nach Einführung des Antiterroris-

musgesetzes ersichtlich noch zu früh ist. Da dieses Gesetz erst seit dem 7. Au-

gust 2015 in Kraft ist und bei einer Verurteilung zu einer lebenslangen Frei-

heitsstrafe ein Antrag auf Strafaussetzung gemäß den Art. 353 und 354 CPP 

frühestens nach 15 Jahren Haft gestellt werden kann, können noch keine Prä-

zedenzfälle zu diesem Gesetz vorliegen (Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 

7. Februar 2018 S. 4; Schreiben des tunesischen Justizministeriums vom 

1. März 2018 S. 1). Darüber hinaus entspricht es wie dargelegt Art. 4 LAT i.V.m. 

Art. 371 f. CPP, dass das Begnadigungsrecht des Staatspräsidenten für nach 

dem Antiterrorismusgesetz verurteilte Straftäter gilt (vgl. Schreiben des tunesi-

schen Justizministeriums vom 1. März 2018 S. 1).  

 

Soweit in dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 16. Januar 2017 

(S. 12) ausgeführt wird, dass von dem Begnadigungsrecht Personen ausge-

nommen seien, die wegen terroristischer Straftaten verurteilt worden sind, wird 

dies in den jüngsten Auskünften des Auswärtigen Amtes aktualisierend korri-

giert. Dem Lagebericht habe eine Äußerung aus dem politischen Raum zugrun-

de gelegen, die den tunesischen Staatspräsidenten aber nicht binden könne 

(Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. Februar 2018 S. 3; vgl. auch Schrei-

ben des tunesischen Justizministeriums vom 1. März 2018 S. 1).  

 

Diese Auskunftslage widerspricht nicht den in mehreren von dem Antragsteller 

vorgelegten Zeitungsartikeln (u.a. Zeitschrift "Die Araber" vom 12. Dezember 

2017, "AL-Ittihad" vom 12. Dezember 2017 und "assabah" vom 9. Dezember 

2017; Anlagen zu den Schriftsätzen vom 11. Februar 2018 und 26. März 2018) 

enthaltenen Meldungen, wonach ein Berater des tunesischen Staatspräsiden-

ten oder auch dessen Staatssekretär geäußert haben sollen, dass einem terro-
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ristischen Straftäter keine Amnestie gewährt werden könne, wobei in einem Fall 

auch der Name des Antragstellers erwähnt worden sein soll. Zum einen schließt 

eine Amnestie, die auch schon vor einer Verurteilung ergehen kann, nicht eine 

individuell ergehende präsidentielle Gnadenentscheidung nach einer strafge-

richtlichen Verurteilung und Verbüßung eines nennenswerten Teiles der Strafe 

aus. Zum anderen kann auch eine von einem Dritten geäußerte Auffassung den 

Staatspräsidenten nicht binden und eine von diesem geübte Rechtspraxis infra-

ge stellen. Schließlich können die Aussagen auch dahin ausgelegt werden, 

dass derzeit keine Amnestie für terroristische Straftäter in Betracht komme und 

auch der Antragsteller hierzu gerechnet werde. Das sagt noch nichts darüber 

aus, dass eine Gnadenentscheidung nach Verstreichen eines Zeitraums mög-

lich ist, der der 15-jährigen "Bewährungszeit" (im Sinne von Mindestverbü-

ßungsdauer) nach Art. 354 CPP entspricht. Der Senat folgt auch in Ansehung 

anders lautender oder auslegbarer Pressemeldungen der eingeholten Auskunft 

des Auswärtigen Amtes vom 20. März 2018, wonach "jede verhängte Todes-

strafe" durch Gnadenakt des Staatspräsidenten in eine lebenslange Freiheits-

strafe umgewandelt wird (Antwort auf Frage 2). Das Auswärtige Amt kann über 

seine Botschaft in Tunesien die Rechtslage und deren tatsächliche Umsetzung 

kompetent beurteilen, der Senat hat das Auswärtige Amt auf Widersprüche hin-

gewiesen, wie sie sich aus seinem von dem Antragsteller angeführten Lagebe-

richt vom 16. Januar 2017 und Äußerungen tunesischer Stellen (u.a. des Lei-

ters der Abteilung für Strafrecht und Internationale Zusammenarbeit im tunesi-

schen Justizministerium N. nach Auskunft des Auswärtigen Amtes vom 7. Feb-

ruar 2018 S. 3) ergeben. Das Auswärtige Amt hat mit seiner Auskunft vom 

20. März 2018 dazu klar Stellung bezogen und ausgesagt, dass jede verhängte 

Todesstrafe in eine lebenslange oder zeitige Freiheitsstrafe umgewandelt wird. 

Der Senat hat keinen durchgreifenden Anlass, an dieser eindeutigen Aussage 

zu zweifeln. 

 

Auch die mit Schriftsatz des Antragstellers vom 14. März 2018 vorgelegten Zei-

tungsartikel vom 19. Oktober 2013, 13. Januar 2015 und 11. Dezember 2016 

(Bl. 532 ff. der Gerichtsakte) sowie die mit Schriftsatz vom 26. März 2018 einge-

reichten Zeitungsartikel (Bl. 575 ff. der Gerichtsakte) stehen der Anwendung der 

generellen Rechtspraxis auf die Begnadigung von Häftlingen, die wegen terro-
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ristischer Straftaten zum Tode verurteilt wurden, nicht entgegen. Teilweise be-

ziehen sich diese Presseartikel auf Personen, die (noch) nicht verurteilt worden 

sind (z.B. Untersuchungsgefangene), oder auf ein Absehen von Verfolgung ins-

gesamt. Dass sich in den Jahren 2013, 2015 und 2016 unter den begnadigten 

Personen keine wegen terroristischer Taten verurteilten Gefangenen befanden, 

sagt zudem nichts darüber aus, ob in den kommenden Jahren solche Begnadi-

gungen - als Einzelakt oder im Rahmen einer Amnestie - bezüglich Personen 

ausgesprochen werden, die nach strafgerichtlicher Verurteilung einen nen-

nenswerten Teil der Strafe verbüßt haben. Zudem folgt aus der Auskunft des 

Auswärtigen Amtes vom 20. März 2018 (Bl. 556 der Gerichtsakte), dass jede 

verhängte Todesstrafe durch einen formellen Gnadenakt des Präsidenten in 

eine lebenslange Freiheitsstrafe umgewandelt wird, mithin also auch solche 

Todesstrafen, die gegen terroristische Straftäter verhängt werden. Dem wider-

streitet auch nicht die dem tunesischen Staatspräsidenten in den Presseartikeln 

vom 9. und 11. Dezember 2016 zugeschriebene Aussage, "er verweigere kate-

gorisch die Gnade für tunesische Terroristen, die in den Reihen der Terrororga-

nisationen wie 'Al Qaida' und 'Daesh' kämpf[t]en"; das von diesem abgelehnte 

"Gesetz der Reue" bezieht sich zudem nicht auf bereits verurteilte Personen, 

wenn betont wird, dass "man diese Verbrecher vor die Gerichte/Justiz stellen 

muss". Diese Aussage widerstreitet nicht der Praxis der Umwandlung einer ver-

hängten Todesstrafe in eine der Strafaussetzung gemäß den Art. 353 und 354 

CPP zugängliche lebenslange Freiheitsstrafe. Diese Praxis liegt in der Logik 

des von dem tunesischen Staat seit dem Jahr 1991 beachteten Moratoriums 

betreffend die Vollstreckung der Todesstrafe.  

 

Ebenso wenig streitet gegen die hier vorgenommene Bewertung der Erkennt-

nislage durch den Senat, dass das Auswärtige Amt in seiner Auskunft vom 

7. Februar 2018 Folgendes ausgeführt hat (S. 3 zu Frage II.1.): "Das präsiden-

tielle Begnadigungsrecht (Art. 371 ff. CPP) findet nach den vorgenannten Vor-

schriften auch auf Personen Anwendung, die nach dem Antiterrorismusgesetz 

verurteilt wurden. Allerdings wurde Justizminister J. im Zusammenhang mit ei-

ner beabsichtigten Reform dieses Rechts zuletzt im Januar 2017 zitiert, dass 

man weiterhin an der Nichtbegnadigung von Terroristen festhalten werde (s.a. 

entsprechender Hinweis im Asyllagebericht der Botschaft). Dies war allerdings 
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eine politische Äußerung, die den Präsidenten nicht präjudizieren kann. In der 

Vergangenheit hat es laut Auskunft von Herrn N. Begnadigungen von aufgrund 

terroristischer Taten verurteilten Straftätern in Tunesien gegeben. Herr N. be-

tonte ferner ausdrücklich, dass in keiner Weise vorherzubestimmen sei, wie 

über ein Begnadigungsersuchen in vielen Jahren entschieden werde. Der Weg-

fall des Gefühls der terroristischen Bedrohung könne sicherlich dazu beitragen, 

dies eher ins Auge zu fassen." Dies bedeutet entgegen der persönlichen Ein-

schätzung des Leiters der Abteilung für Strafrecht und Internationale Zusam-

menarbeit im tunesischen Justizministerium N. nicht, dass auch eine Umwand-

lung einer Todesstrafe in eine lebenslange Freiheitsstrafe dauerhaft ausge-

schlossen oder ungewiss sei. Die Strafaussetzung einer umgewandelten To-

desstrafe ist dann aber nicht nur nach den Regeln des Gnadenrechts möglich, 

sondern rechtlich vorherbestimmt durch die Art. 353 f. CPP. 

 

Auf dieser Erkenntnisbasis erfüllt auch der - bei zum Tode Verurteilten - zu-

nächst erforderliche Gnadenakt des Präsidenten die Anforderungen des Euro-

päischen Gerichtshofs für Menschenrechte an die Überprüfbarkeit einer (hier 

nach erwartbarer Umwandlung einer etwa verhängten Todesstrafe) lebenslan-

gen Freiheitsstrafe. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat be-

reits betont, dass eine Begnadigung nicht von vornherein untauglich ist, um 

dem Verurteilten eine Chance auf Wiedererlangung der Freiheit einzuräumen 

(EGMR, Urteil vom 4. September 2014 - Nr. 140/10, Trabelsi/Belgien - 

Rn. 137). Vielmehr hat er unter Berufung auf die Doktrin des Beurteilungsspiel-

raums ("margin of appreciation") darauf verwiesen, dass es nicht seine Aufgabe 

sei vorzuschreiben, in welcher Form die Überprüfung stattzufinden habe 

(EGMR, Urteil vom 9. Juli 2013 - Nr. 66069/09, 130/10 und 3896/10, Vinter 

u.a./U.K. - Rn. 120). Erforderlich ist aber, dass vorhersehbar ist, unter welchen 

Voraussetzungen von diesem Gnadenrecht Gebrauch gemacht wird bezie-

hungsweise werden kann. Es bedarf objektiver und vorher bestimmter Kriterien 

(s.o.). Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. Werden alle Todesurteile - wie 

es in Tunesien der Fall ist - in lebenslange Freiheitsstrafen umgewandelt, ist für 

den Betroffenen bereits bei der Verurteilung absehbar, dass sein Todesurteil, 

dessen Vollstreckung er wegen des Moratoriums von Anbeginn nicht zu be-

fürchten hat, - früher oder später - auch formell in eine lebenslange Freiheits-
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strafe umgewandelt werden wird und er danach die Möglichkeit der Bewährung 

unter den vorgesehenen Bedingungen (Art. 353 und 354 CPP) hat. Dem in der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte aufge-

stellten Grundsatz, wonach ein zu lebenslanger Haft verurteilter Gefangener ein 

Recht hat, von Anfang an zu wissen, was er tun muss, um für eine Entlassung 

in Betracht gezogen zu werden und unter welchen Bedingungen diese erfolgen 

kann, einschließlich der Frage, wann eine Überprüfung stattfindet oder bean-

tragt werden kann (EGMR, Urteil vom 4. September 2014 - Nr. 140/10, Trabel-

si/Belgien - Rn. 115; EGMR <GK>, Urteil vom 17. Januar 2017 - Nr. 57592/08, 

Hutchinson/U.K. - Rn. 44), wird hier Rechnung getragen. Wie sich aus dem tu-

nesischen Begnadigungsrecht ergibt, kann der Staatspräsident, nachdem ihm 

das Justizministerium einen Bericht zur Ausübung seines Gnadenrechts zuge-

leitet hat, jederzeit die Begnadigung aussprechen. Hieraus folgt, dass es dem 

Verurteilten freisteht, jederzeit eine Überprüfung seiner Haft zu beantragen. Zu-

dem ergibt sich aus Art. 354 CPP, dass die "Bewährungszeit" (im Sinne von 

Mindestverbüßungsdauer) für Personen, die zu lebenslanger Freiheitsstrafe 

verurteilt worden sind, 15 Jahre beträgt. Diese Regelung bietet einen Anhalts-

punkt auch für die Ausübung des Begnadigungsrechts. Wie der Rechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu entnehmen ist, 

entspricht eine solche Vorgehensweise dem geforderten Überprüfungsmecha-

nismus. Der Gerichtshof führt aus, dass es ihm nicht zustehe, darüber zu spe-

kulieren, wie effektiv ein solches System, das ein Mindestmaß an Regulierung 

aufweist, in der Praxis generell funktionieren mag (EGMR <GK>, Urteil vom 

17. Januar 2017- Nr. 57592/08 - Hutchinson/U.K. - Rn. 69):  

 

"Turning to the facts of the present case, the Court does 
not consider that the concern expressed in Vinter regar-
ding indeterminacy, and the repercussions of this for a 
whole life prisoner (Vinter and Others, cited above, § 122) 
can be said to arise for the applicant at present. As is 
stated in section 30 of the 1997 Act, the Secretary of State 
may order release 'at any time'. It follows, as the Govern-
ment have confirmed, that it is open to the applicant to 
trigger, at any time, a review of his detention by the Secre-
tary of State. It is not for the Court to speculate as to how 
efficiently such a system, which has minimum regulation, 
might generally operate in practice. It is the individual situ-
ation of the applicant that is the focus of these proceed-
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ings, and he has not suggested that he is prevented or de-
terred from applying to the Secretary of State at any time 
to be considered for release. Before concluding, though, 
the Court refers once again as it did in the Vinter case to 
the relevant comparative and international materials that 
show 'clear support for the institution of a dedicated 
mechanism guaranteeing a review no later than twenty-
five years after the imposition of a life sentence, with 
further periodic reviews thereafter' (Vinter and Others, ci-
ted above, § 120; see more recently and in the same sen-
se Murray, cited above, § 99)." 

 

Bei dieser besonderen Ausgangslage ist hier auch hinzunehmen, dass es - so-

weit ersichtlich - an normierten Vorgaben fehlt, in welcher Art und Weise von 

dem Begnadigungsrecht Gebrauch gemacht werden soll. Die über eine lange 

Zeit gebildete Praxis bietet eine hinreichend verlässliche Gewähr für die Um-

wandlung in eine lebenslange Freiheitsstrafe. Eine absolute Sicherheit ist nicht 

zu fordern, weil es eine solche nicht geben kann. Selbst wenn das Begnadi-

gungsverfahren eine dezidierte rechtliche Ausgestaltung erfahren hätte, wäre 

nicht sicher auszuschließen, dass die entsprechenden Regelungen zukünftig 

geändert werden. Ebenso wenig wie mit der Abschaffung des Moratoriums zu 

rechnen ist, ist auch nicht davon auszugehen, dass die über lange Jahre geübte 

Begnadigungspraxis geändert wird. Hierfür gibt es keine hinreichenden An-

haltspunkte. 

 

Dem steht das Vorbringen des Antragstellers nicht entgegen, demzufolge die 

Vorschriften der Art. 353 f. CPP bisher in der Praxis noch nicht angewendet 

wurden, sondern Strafumwandlungen oder -erlasse immer durch Gnadenent-

scheidungen des Präsidenten erfolgten. Denn ein zu lebenslanger Freiheitsstra-

fe Verurteilter hat Anspruch auf Überprüfung der Haftfortdauer nach jenen Vor-

schriften. Wenn seinem Anliegen in der Praxis jeweils durch Begnadigung 

Rechnung getragen wird, stellt das die praktische Wirksamkeit der gesetzlichen 

Regelungen der tunesischen Strafprozessordnung nicht infrage. 

 

Auch die bisherige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (in Auslie-

ferungsfällen bei drohender Verurteilung zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe) 

verlangt, dass in dem Rechtssystem des ausländischen Staates jedenfalls eine 

praktische Chance auf Wiedererlangung der Freiheit bestehen muss. Verfah-
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rensrechtliche Einzelheiten, mit denen diese praktische Chance auf Wiederer-

langung der Freiheit in Deutschland gestärkt und gesichert wird, müssen dafür 

nicht erfüllt werden (BVerfG, Kammerbeschluss vom 16. Januar 2010 - 2 BvR 

2299/09 - BVerfGK 16, 491 = juris Rn. 22; BVerfG, Beschluss vom 6. Juli 2005 

- 2 BvR 2259/04 - BVerfGE 113, 154 = juris Rn. 31). Maßgeblich ist nur, dass in 

einem anderen Rechtssystem jedenfalls eine praktische Chance auf Wiederer-

langung der Freiheit besteht. Dabei kommt es auf die Gesamtbeurteilung der 

Ausgestaltung des jeweiligen Verfahrens an. Es besteht auch keine verfas-

sungsrechtliche Notwendigkeit einer Begnadigung in einem justizförmigen Ver-

fahren, sofern das Begnadigungsrecht eine praktische Chance auf Wiederer-

langung der Freiheit eröffnet (vgl. BVerfG, Beschluss vom 6. Juli 2005 - 2 BvR 

2259/04 - BVerfGE 113, 154 = juris Rn. 38). Diesen Anforderungen genügen 

die Art. 353 und 354 CPP und die Art. 371 und 372 CPP in ihrer konkreten An-

wendung und ihrem Zusammenwirken. Die Möglichkeit der Begnadigung und 

der Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung sichern dem Antragsteller auch 

im Falle einer Verhängung der Todesstrafe die praktische Chance auf Wieder-

erlangung seiner Freiheit. 

 

c) Die dem Antragsteller neben der Verhängung einer (nicht vollstreckten und 

später in eine Freiheitsstrafe umgewandelten) Todesstrafe drohende Verhän-

gung einer originär lebenslangen oder zeitigen Freiheitsstrafe vermag nach 

dem Vorstehenden ebenfalls ein Abschiebungsverbot nicht zu begründen.  

 

Nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte verbietet die Europäische Menschenrechtskonvention es grundsätzlich 

nicht, einen erwachsenen Straftäter zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe zu 

verurteilen. Auch verstößt es nicht gegen die Konvention, wenn ein zu lebens-

langer Freiheitsstrafe Verurteilter seine Strafe bis zu seinem Lebensende ver-

büßen muss. Erforderlich ist jedoch, dass die Möglichkeit besteht, dass die 

Strafe überprüft wird. Insoweit kann auf die Ausführungen unter b) verwiesen 

werden. 

 

2. Der Antrag des Antragstellers, dem Antragsgegner eine Abschiebung zu un-

tersagen, hat keinen Erfolg. Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann das Gericht 
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der Hauptsache unter anderem eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den 

Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Verände-

rung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antrag-

stellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte (sogenannte Siche-

rungsanordnung).  

 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Hierbei kommt es nach der Aufhebung 

der Maßgabe in dem Beschluss vom 19. September 2017 (dazu 1.) nicht (mehr) 

darauf an, ob die von dem tunesischen Justizministerium unter dem 21. De-

zember 2017 abgegebene Zusicherung die in dem Beschluss des Senats vom 

19. September 2017 aufgestellten Anforderungen im Hinblick auf eine hinrei-

chend verlässliche Garantie erfüllt, dass im Falle der Verhängung einer lebens-

langen Freiheitsstrafe die Möglichkeit einer Überprüfung der Strafe mit Aussicht 

auf Umwandlung oder Herabsetzung der Haftdauer gewährt wird.  

 

Aus den zu 1. dargelegten Gründen steht dem Antragsteller auch sonst kein 

Anordnungsanspruch zur Seite, dem Antragsgegner seine Abschiebung nach 

Tunesien zu untersagen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Festsetzung 

des Streitwerts gründet auf § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 2 und § 52 Abs. 2 GKG.  

 

 

Prof. Dr. Berlit   Dr. Fleuß    Dr. Rudolph  
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